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Antwort 

der Bundesregierung 


auf die Kleine Anfrage der Abgeordneten Ulla Jelpke und der weiteren 
Abgeordneten der PDS 
— Drucksache 13/43 — 


Antisemitische Überfälie, Sachbeschädigungen, Leugnung des Holocaust 
und andere Straftaten in der Bundesrepublik Deutschland im Monat Oktober 1994 


Bundesdeutsche Rechtsextremisten verübten auch im Oktober 1994 
antisemitische Straftaten, verschandelten jüdische Friedhöfe, schmier- 
ten antisemitische Parolen, bedrohten und überfielen jüdische Bürgerin- 
nen und Bürger sowie jüdische Einrichtungen. Flankiert wird dies durch 
eine teilweise oder gänzliche Leugnung des Holocaust. Diese Leugnung 
des Holocaust wird schon lange nicht mehr nur vom militanten Neo- 
faschismus betrieben, etwa vom „NS-Kampfruf". Auch das „Ostpreu- 
ßenblatt" kennt in dieser Frage keine Tabus. So führte der Autor Ullrich 
Hoppe wenige Tage nach dem Anschlag auf die Synagoge in Lübeck zu 
den neuesten Forschungen Ernst Noltes u. a. aus, daß Nolte „sich mit 
den Thesen revisionistischer Historiker ernsthaft beschäftigt. Statt diese 
— wie in den Medien üblich - von vornherein als abartige Verbrecher 
darzustellen, scheut Nolte sich nicht, diesen Leuten z.T. zu attestieren, 
daß sie ,nach Beherrschung des Quellenmaterials und zumal in der 
Quellenkritik diejenigen (Untersuchungen) der etablierten Historiker in 
Deutschland vermutlich übertreffen'. Den Atem verschlägt es einem, 
wenn Nolte dann auch die Frage nach , sechs MiUionen' und dem Vor- 
handensein von Gaskammern derart stellt, daß die Antwort nicht bereits 
vorgegeben ist". Hoppe schreibt fasziniert weiter: „Die Bewunderung 
verdient der Verfasser für seine in Deutschland so seltene Zivilcourage 
schon jetzt." (vgl. Drucksache 12/8362). 


Vorbemerkung 

Für die Bundesregierung ist eine willkürliche Verbindung von 
Textpassagen des „Ostpreußenblattes" zu Fragen bezüglich anti- 
semitisch motivierter Straftaten nicht nachvollziehbar. 

Sie sieht sich - wie auch schon in ihrer Antwort (Drucksache 
12/8362) auf die Kleine Anfrage der Abgeordneten Ulla Jelpke 
und der Gruppe der PDS/Linke Liste (Drucksache 12/8042) - 


Die Antwort wurde namens der Bundesregierung mit Schreiben des Bundesministeriums des Innern vom 
8. Dezember 1994 übermittelt. 

Die Drucksache enthält zusätzlich - in kleinerer Schrifttype - den Fragetext. 
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durch die im Vorspann enthaltenen Werturteile und Tatsachen- 
behauptungen nicht zu einer diesbezüglichen Stellungnahme in 
der Lage. 


1. Welche antisemitischen Aktivitäten (Zusammenrottungen, Über- 
fälle, Schmierereien, Presse delikte, Leugnung des Holocaust usw.) 
sind der Bundesregierung im Oktober 1994 bekanntgeworden (mit 
der Bitte um genaue Auflistung der Vorfälle)? 


Auf Beschluß der Bund/Länder-Kommission „Staatsschutz" vom 
8. Juni 1993 wurde für das Phänomen „Antisemitische Straftaten" 
die Erstellung von Landesstatistiken vereinbart, die vom Bundes- 
kriminalamt zu einer Bundesstatistik zusammengefaßt werden. 
Die jeweilige Statistik umfaßt den Zeitraum eines Quartals. Eine 
monathche Erstellung der Landes Statistiken ist nicht vorgesehen. 
Die Zahlen der 16 Bundesländer für das 4. Quartal 1994 werden 
dem BKA zum 15. Januar 1995 übermittelt. 

Für die ersten drei Quartale 1994 sind dem Bundeskriminalamt 
insgesamt 937 antisemitisch motivierte Straftaten gemeldet 
worden: 

1 versuchtes Tötungsdelikt (Brandanschlag am 25. März 1994 auf 
die Synagoge in Lübeck), 1 Brandstiftung, 3 Körperverletzungen, 
42 Fälle der Störung der Totenruhe oder anderer Formen der 
Schändung jüdischer Friedhöfe und Gedenkstätten und 890 son- 
stige Straftaten. 


2. Wie viele Tatverdächtige wurden wegen antisemitischer Delikte im 
Monat Oktober 1994 festgenommen (bitte nach Ländern und Straf- 
taten auf schlüsseln)? 


Für die ersten drei Quartale 1994 wurden dem Bundeskriminal- 
amt im Zusammenhang mit antisemitisch motivierten Straftaten 
235 Tatverdächtige gemeldet. 
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Nach Ländern aufgeschlüsselt ergibt sich folgende Verteilung: 


Länder 

Anzahl der 

ermittelten 

T atver dächtigen 

davon vorläufig 
festgenommen 

Haftbefehl 

erlassen 

BB 

2 

- 

- 

BR 

45 

- 

- 

BW 

30 

- 

- 

BY 

31 

1 

- 

HB 

3 

- 

- 

HE 

21 

6 

- 

HH 

8 

- 

- 

MV 

13 

- 

- 

NI 

6 

- 

- 

NW 

33 

2 

- 

RP 

5 


- 

SH 

15 

4 

4 

SL 

- 

- 

- 

SN 

13 

9 

- 

ST 

10 

- 

- 

TH 

- 

- 

- 

Gesamt: 

235 

22 

4 


Der Ermittlungsrichter des Bundesgerichtshofes hat wegen des 
Brandanschlages auf die Synagoge in Lübeck vom 25. März 1994 
am 2. Mai 1994 Haftbefehl gegen vier Beschuldigte erlassen. Der 
Vorwurf lautet auf versuchten Mord in Tateinheit mit schwerer 
Brandstiftung. Der Prozeß gegen die vier Beschuldigten hat am 
23. November 1994 vor dem OLG Schleswig begonnen. 


3. Wie viele Ermittlungsverfahren liefen wegen derartiger Delikte im 
Monat Oktober 1994 (bitte nach Ländern und Straftaten aufhsten)? 


Es ist davon auszugehen, daß in allen in der Antwort zu Frage 1 
genannten Fällen Ermittlungsverfahren eingeleitet wurden. 
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4. In wie vielen Fällen wurden die Ermittlungen eingestellt (bitte nach 
Ländern und Straftaten auf listen)? 

5. Wie viele Personen wurden im Oktober 1994 wegen antisemitischer 
Delikte zu welchen Strafen verurteilt (bitte nach Bundesländern und 
Straftaten auf schlüsseln) ? 


Hierzu liegen der Bundesregierung keine Angaben vor. 
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